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zustandige Industrie- und Handelskammer ein beispielloses 
Festhalten am vorab gewählten Ausbildungsberuf fest. 

Bei diesem Experiment scheinen daher andere Beweggründe 
als Berufstindung bei den Jugendlichen im Spiel gewesen 
zu sem: Der von Elton Maya festgestellte Effekt der erhohten 
Leistungsbereitschaft bei Experiment1ergruppen und des gro­
ßeren Zusammengehöngkeitsgefuhls hat das bildungspoliti­
sche Postulat der offen zu haltenden Mobilitat bei der indi­
viduellen Berufstindung uberlagert. Dazu kommt die gespann­
te Situation auf dem Ausbildungsmarkt und der Wunsch der 
Jugendlichen, bis zum Ende der Ausbildung durchzuhalten, 
um das gesteckte Gruppenziel solidarisch durch gute Em­
zellelstungen erreichen zu helfen. 

Höhere Anforderungen 

Außerdem erfordert das BGJ von den Jugendlichen mehr 
Anpassungsfahigkeit im Wechsel zwischen den beiden Lern­
orten als das bishenge duale System durch Erhöhung des 
Zeitanteils fur den Berufsschulunterricht, der den Jugend­
lichen einen anderen Lebensrhythmus abverlangt: drei Tage 
Betriebspraxis, zwei Tage Schule, zwei Tage Freizeit. Die 
nur dreitagige Übungszeit im Betrieb, in der der Jugendliche 
seme Psychomotonk auf die Erfordernisse der ihn erwarten­
den Arbeitswelt anpassen lernt - hier in einer allen An­
sprüchen gerecht werdenden Lehrwerkstatt mit laufend ge­
schulten und erfahrenen Ausbildern - erfahrt jeweils eme 
Unterbrechung von vier Tagen. 

Das anspruchsvoller gewordene Schulpensum erforderte 
Mehrarbeit, die die Schüler aufgrund ihrer Motivation frei­
Willig ohne jegliche Aufforderung durch Lehrer oder Ausbil­
der in ihrer Freizeit leisteten. So verwundert es nicht, daß 
die Jugendlichen StreB empfanden und dieses Gefuhl auch 
artikulierten; vielleicht wurde die vorhandene Mobilitätsbe­
reitschaft dadurch sublimiert. 

Der Belastbarkeit bzw. der möglichen Überforderung gerade 
von Hauptschulabsolventen sowie den 1n diesem Zusammen­
hang zu erwartenden Problemen wurde inzwischen mehr 
Aufmerksamkeit geschenkt. Eine der ersten Überlegungen 
der Beteiligten, das BGJ nur mit sehr guten Hauptschülern 
und Realschulern durchzuführen, geht an den bildungspoliti­
schen Absichten vorbei. Der Vorschlag, im kooperativen BGJ 
den schulischen und betriebspraktischen Anteil zu blocken, 
durfte aus schulorganisatorischen und finanziellen Grunden 
gerade in diesem Berufsfeld scheitern. 

Effizienz 

Ein anderer, in der Öffentlichkeit diskutierter Punkt ist die 
Effiz1enz von schulischem und kooperativem BGJ. Unter Be­
rücksichtigung der Tatsache, daß d1e Ergebnisse aus dem 
ersten Jahr des Modellversuchs stammen, sollen sie zwecks 
we1terer Beobachtung kurz erortert werden: 

Im berufsfeldubergreifenden Lernbereich wurden die vorge­
gebenen Sollstunden zu 70 %, in der berufsfeldbezogenen 
Fachtheorie einschließlich schulischer Praktika zu 76,5 %, da-

gegen in der betrieblichen Ausbildung (zusatzl1ch von 20 
Sportstunden, die vom Ausbildungsbetrieb ausgerichtet wur­
den) zu 97,5% erreicht. 

Bei der Festlegung von Solldaten wurde schulisch von einem 
40-Wochen-Berufsschuljahr und betrieblich von einem 48-
Wochen-Arbeitsjahr ausgegangen. Das Mehr an acht Wochen 
in der betrieblichen Ausbildung wurde mit fünf Tagen pro 
Woche berechnet. 

Einige Kritiker hielten d1e so errechnete betriebliche Soll­
vorgabe fur zu hoch: Man könne höchstens von 45 Wochen 
ausgehen, da man analog der schulischen Sollvorgabebe­
rechnung die Fe1ertage noch berucks1chtigen müsse. Rein 
rechnerisch ergabe das aber bei diesem Versuch fur den 
Ausbildungsbetrieb ein Übersoll von 109,2 %. 

Viel bemerkenswerter erscheint dagegen, daß Fehlstunden 
in der Berufsschule - aus welchen Gründen auch immer -
1m kooperativen BGJ als Ubungsstunden genutzt werden 
können und die flexible betriebliche Organisation sie in die­
sem Versuch auch zu nutzen verstanden hat. 

Inwieweit diese Ergebnisse verallgemeinert werden können, 
sollte emer grundliehen Prüfung wert sein, d1e aber diese eng 
begrenzte wissenschaftliche Begleitung n1cht leisten kann. 

Leistungsvergleich 

Innerhalb der Stufenausbildung in der Bekleidungsindustrie 
muß nach dem ersten Ausbildungsjahr die Abschlußprüfung 
zur Bekleidungsnaherin absolviert werden. Die Aufgabenstel­
lung und die Auswertung der Kenntnisprufung erfolgt seit 
Jahren bundeseinheitlich. Für die im Versuch davon betrof­
fenen Madchen ergab sich so eine gute Vergleichsmöglich­
keit Im Sommer 1975 beteiligten sich im Bundesgebiet 1561 
Pruflinge aus 399 Betrieben an der bundeseinheitlichen Pru­
fung zur Bekleidungsnaherin. Als Bundesdurchschnitt ergab 
s1ch fur die Kenntnisprufung d1e Durchschnittsnote 2,5. Das 
arithmetische Mittel der davon betroffenen Jugendlichen aus 
dem Modellversuch errechnete sich ebenfalls auf 2,5. Die 
Ergebnisse der Fertigkeitsprufung werden le1der n1cht bun­
deseinheitlich ausgewertet. Deshalb wurden die Prufungs­
ergebnJsse der nach klassischem System ausgebildeten Vor­
jahresklasse aus dem gleichen Ausbildungsbetrieb herange­
zogen. Sie hatte in der Fertigkeitsprüfung eine Durchschnitts­
note von 1,7 erreicht, die BGJ-Gruppe erreichte dagegen 2,3. 
Bei 30 °/o weniger Übungszeit ein bemerkenswertes Ergebnis, 
das sicher mit auf die praktische Eignungsprufung der Ju­
gendlichen vor Abschluß eines Ausbildungsvertrages zurück­
zufuhren ist. Es ist geplant, demnachst die Ergebnisse der 
BGJ-Jahresklasse 1975/76 kooperativ mit einer rein schuli­
schen BGJ-Gruppe und einer klassischen Unterstufe Fachrich­
tung Bekleidungsberufe miteinander zu vergleichen. 

Anmerkung 
(1) Vgt. Axt. G.: Modellversuch Berufsgrundbildungs1ahr kooperativ, 

Berufsfeld Textil-Bekleidung, 1 Zwischenbenchi der wissenschaft­
lichen Begleitung Als Manusknpt vervielfalligl, Berlm Oktober 
1976 
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EG-Maßnahmen zur Jugendarbeitslosigkeit 
Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften hat in 
der Zeit von Mai 1975 b1s Dezember 1976 Schützenhilfe zur 
gemeinsamen Bekampfung der JugendarbeJtslosigkeif in 
Form von Vorschlagen, Empfehlungen, Leitlinien und Ent­
schließungen zu geben versucht Das Maßnahmenbundel, das 

msgesamt 12 Dokumente (siehe Quellen 1-12) umfaßt, sieht 
folgende Schwerpunkte vor: 
Wahrend d1e Gemeinschaftsaktionen der EG bis zum Fruh­
jahr letzten Jahres noch weitgehend von der Erwartung be­
stimmt waren, daß die Vollbeschaft1gung in erster Linie durch 
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ein verstärktes Wirtschaftswachstum und damit verbundene 
Konjunkturmaßnahmen wiederhergestellt und som1t auch die 
Lage der jugendlichen Arbeitslosen verbessert werden konn­
te (2, S. 8), wird das Problem der Jugendarbeitslosigkeit seit 
Mitte des letzten Jahres differenzierter gesehen. Nun wird 
festgestellt, daß die Jugendarbeitslosigkeit kein "einfaches 
vorubergehendes Phanomen" ist, kurzfristig zu lösen ware 
(8, S. 2), sondern als Folgewirkung struktureller, technologi­
scher und arbeitsorganisatorischer Veranderungen der Wirt­
schaft (10, S. 2) und den daraus resultierenden "Ungleich­
gewichten" auf dem Arbeitsmarkt noch lange n1cht ausge­
standen sein wird. 

Diese qualitativen und quantitativen Unglelchgew1chte, die 
sich vor allem aus dem "Prozeß der Vernichtung und Schaf­
fung von Arbeitsplatzen", den gestörten Beziehungen zwi­
schen lnvest111on und Beschäftigung und der D1skrepanz von 
Arbeitsplatz- und Qual1f1kationsstruktur, aber auch aus dem 
Widerspruch zwischen ste1gendem Lebensstandard und nicht 
wesentlich verbesserten Arbeitsbedmgungen ergeben haben 
(11, S. 43 f.; 8, S. 16), fuhrten- nach Auffassung der Kommis­
sion - in den letzten Jahren zu emem Mangel an Flexi­
bilitat auf dem Arbeitsmarkt, dessen Hauptopfer beson­
ders diejenigen unter den Jugendlichen geworden sind, die 
zum ersten Mal eine Beschäftigung suchen (8, S. 16). Der 
Lösung des Problems Jugendarbeitslosigkeit ist daher, wie 
in der Literatur der EG einmutig festgestellt wird, nur beizu­
kommen durch eine aktive Arbeitsmarktpol1tik, die auf das 
Wirtschaftliche Wachstum selbst Einfluß zu nehmen versucht 
durch 

beschaftigungsfördernde Maßnahmen der Arbeitsbeschaf­
fung sowie 
Maßnahmen der Vermittlung, Berufsvorbereitung und Aus­
bildung (11, S. 42, 27). 

Beschäftigungspolitische Maßnahmen 

Fur die beschaftlgungspolitlschen Maßnahmen gelten d1e in 
jungster Zeit von den Kommissionsdienststellen der EG auf­
gestellten Leitlinien zur .. Beschaftigung der Jugendlichen" 
vom 15. November 1976, es mussen aber auch fruhere Emp­
fehlungen für .,Maßnahmen zur Vernngerung der Jugend­
arbeitslosigkeit" vom 6. Mai 1976 sowie die Vorschläge zu 
einer .,Gememschaftsstrategie für Vollbeschaftigung und Sta­
bilitat'' vom 31. März 1976 m1t in Betracht gezogen werden. 

1. Als beschaftigungspol1tische Maßnahmen werden zunächst 
vorrang1g Arbeitsplatzteilungsmaßnahmen - Arbeitszeitver­
kurzung, Herabsetzung der Pensionsgrenze, Verlangerung 
der Ausbildungsphase - zur Fre1setzung von Arbeitsplätzen 
für Jugendliche kontrovers diskutiert. 

Wahrend man sich 1m Mai 1975 darauf konzentnert, Unter­
suchungen über die Auswirkungen der Arbeitsplatzteilungen 
auf Produktion und Volkswirtschaft durchzufuhren (1, S 8 f.), 
wird im Marz 1976 bere1ts vor einer "Reduzierung des Ar­
beitsangebotes" gewarnt (2, S. 9), und 1m November 1976 
werden derart1ge Maßnahmen weitgehend abgelehnt, da sie 
sich n1cht vollstand1g in eine entsprechend ste1gende Nach­
frage umsetzen l1eßen (8, S. 12). ln der Analyse zu den .,Be­
schaftigungsperspektiven in der Gernemsehaft bis 1980" wird 
von e1ner durch die Kommiss1on eingesetzten Sachverstän­
digengruppe schließlich "prinzipiell eine restriktive Pol1tik" 
der Umverteilung von Arbeitsmenge abgelehnt, da dies einem 
wirtschaftlichen Rückschritt gleichkäme (11, S. 27 f.). 

2. Demgegenuber w1rd nun einer beschaftigungsfördernden 
Politik durch staatliche Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen ein­
deutig der Vorzug gegeben. Im einzelnen werden folgende 
Maßnahmen vorgeschlagen: 

Gewahrung von .,Jugendpräm1en" an pnvate und offent­
liehe Unternehmen, die das Angebot an Ausbildungs­
platzen erhöhen (2, S. 11 ). 
Gewährung von Ausbildungs- und Erziehungshilfen für 
ungelernte Jugendliche zum Besuch staatlicher bzw über­
betrieblicher Berufsausbildungsstätten auf Landerebene 
(2, S. 11) sowie Zuschüsse aus dem Europäischen Sozial­
fond fur Umschulungsmaßnahmen (1, S. 9). 
"Förderung örtlicher arbeitsintensiver Initiativen zur Schaf­
fung neuer Arbeitsplatze, vor allem fur Jugendliche, m1t 
denen sich gleichzeitig die Arbeitsmotivation be1 den Ju­
gendlichen verbessern und spezifische ört11che Bedürf­
nisse ... befried1gen ließen" (2, S. 12). Hierfür wird an 

Mobilitätshilfen (7, S. 21) sowie d1e Einschaltung des 
Fonds fur regionale Entwicklung gedacht (7, S 18 f.; 12, 
s 75). 
Erhöhte Bereitschaft der öffentlichen Hand zur Schaffung 
von mehr Ausbildungs- und Arbeitsplatzen für Jugend­
liche (1, S. 4 ff; C, S 11; 5, S. 26), d1e "sowohl interessant, 
als auch sozial und wirtschaftlich gesehen wertvoll" sein 
sollen (1, S. 5; siehe auch unten, P 5.) 

Uber den Nutzeffekt von staatl1chen Arbeitsbeschaffungspro­
grammen kommt es !rotz grundsatzl1cher Befurwortung zu 
ke1ner einhelligen Auffassung. Wahrend auf der einen Seite 
argument1ert w1rd, daß der Beschaftigungsruckgang im Pn­
mar- und Sekundarsekler durch e1ne Expans1on im Diensi­
leistungsbereich nicht angemessen aufgefangen werden kön­
ne (8, S. 1 0) und zudem der öffentlichen Hand Mehrkosten 
verursachen wurde, die für dringendere Investitionen benö­
tigt würden (8, S. 8), empfiehlt d1e Sachverstandigengruppe 
den genannten Sachverhalt 1n der Weise neu zu uberden­
ken, daß es fur d1e öffentliche Hand ohne große Kosten 
mogl1ch ware, .. das Schwergewicht von gegenwart1g ganz 
uberwiegend pass1ven Maßnahmen auf Maßnahmen akt1ver 
Beschaft1gungspolitik zu verlagern" (11, S 38) 

Sozialpolitische Maßnahmen 

D1e sozialpolitischen Maßnahmen stutzen sich 1m wesent­
lichen auf d1e Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial­
ausschuß der EG. die dieser u a. zum Thema ,.Prior1tare 
Aktionen .. zugunsten jugendlicher, we1bl1cher und alterer 
arbeitsloser Arbeitnehmer" am 25 November 1976 abgege­
ben hat 

3. Auf der Ebene der Mitgliedsstaaten werden folgende 
finanzielle Stützungsmaßnahmen empfohlen. 

,. F1nanzielle Unterstutzung be1 Arbeitssuche außerhalb des 
Wohnorts" sowie H1lfe beim Umzug (7, S. 21) 

Fmanzielle Forderung von Jugendwohnhelmen fur Ju­
gendliche,· .. d1e ihre Ausbildung oder emen angemessenen 
Arbeitsplatz an 1hrem He1matort n1cht erhalten konnen" 
(7, s 22). 

,.Einbeziehung der Jugendlichen m das System der Ar­
beitslosenversicherung, unabhang1g davon, ob s1e be­
reits in einem Beschaft1gungsverhaltn1s standen oder 
n1cht" unter Voraussetzung der Teilnahme an Berufsvor­
bereltungsmaßnahmen (7, S 21\. 

4 Auf Gemeinschaftsebene wird vor allem d1e Verbesserung 
der Berufsberatung in den Mittelpunkt gestellt So sollen 
.. Berufsberatungsspez1alisten" an .. Berufsakadem1en" der 
Lander herangebildet werden, fur deren Ausbildung der Eu­
ropalsche Sozialfond in Anspruch genommen sowie d1e ein­
zelnen Berufsbildungszentren eingeschaltet werden sollen 
(7, S. 19 f.). 

5. Diskut1ert und empfohlen werden auch soz1ale Dienstlei­
stungen zur .,Absorb1erung" emes uberschüss1gen ,.Arbeits­
kraftereservoirs" von JUgendlichen Arbeitslosen, ,.d1e so un­
attraktlv oder so anspruchsvoll smd, daß sie auf lange Sicht 
niemandem zugemutet werden konnen. Smd diese Tätigkei­
ten 1m Interesse des Funkt1on1erens der Gesellschaftsord­
nung notwendig, so laßt sich argumentieren, daß alle Staats­
burger diese Tat1gke1ten eine Zeltlang ausuben sollten 
Der Begmn des Erwerbslebens wäre eme gee1gnete Etappe 
fur die Ausubung einer solchen Tatigkeit auf freiwilliger Ba­
SIS. D1enstle1stung d1eser Art, zum Be:sp1el d1e Versorgung 
von geistig Behinderten ., mußten uber ausreichend lange 
Zeitraume erbracht werden, um die für d1e Erfüllung der Auf­
gaben erforderliche Ausbildung zu rechtfertigen .. Da der 
Anreiz zu derartigen Tatigkeiten sehr stark mit der Idee des 
Dienstes an der Allgememhe1t zusammenhangt, mussen d1e 
Grundlagen für eme solche Entw1cklung m1t viel Feingefuhl 
und Sorgfalt gelegt werden; sie mussen den latenten Idealis­
mus der Jugendlichen ansprechen. d1esen aber zugleich auch 
ertragliehe Lebens- und Arbe1tsbedmgungen bieten" (1, 
s 6 f.). 

Das hier angesprochene ,.Soziale Jahr", w1e es bere1ts 1n 

einigen EG-Landern praktiZiert w1rd (7, S. 13 ff.), soll minde­
stens einen Zeitraum von zwe1 Jahren umfassen m1t emer 
Entlohnung, die die in diesem Bereich gezahlten Lohne .. nor­
malerweise" nicht unterbieten sollte (1, S. 7). 
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Bildungspolitische Maßnahmen 

Auf bildungspolitischer Ebene w1rd generell von der emgangs 
festgestellten D1skrepanz zwischen Qualifikations- und Ar­
beltsplatzstruktur als einer wesentlichen Ursache fur d1e Ar­
beitslosigkeit Jugendlicher ausgegangen und dabei d1e The­
se vertreten, daß "eme hohe Qualif1kat1on des Nachwuchses 
mit we1t geringeren beschaftigungspol1tischen Risiken ver­
bunden ist, als ein spekulativer Verz1cht auf Ausbildung fur 
v1ele" (10, S. 10). Em qualitativ hohes Ausb1ldungsn1veau er­
scheint jedoch noch aus anderen Grunden erforderlich. So 
se1 es bere1ts in Ze1ten wirtschaftlicher Rezess1on notwen­
dig, an den Bedarf qual1f1zierter Arbeitskratte zu denken, "der 
dann akut auftreten wird, wenn der Aufschwung auch den 
Arbeitsmarkt erlaßt hat" (11, S 38). Schon jetzt musse außer­
dem "ln die Jugendlichen mvest1ert werden", damit kunftig 
"eine ausgewogene Wirtschaftliche und gesellschaftliche Ent­
Wicklung" sowie "die soz1ale S1cherung der dann alteren 
Generat1on" sichergestellt 1st. Schl1eßl1ch erforderten beson­
ders d1e Kap1tal- und Forschungsmtensitat und d1e dam1t 
notwend1g verbundenen lnnovat1onen 1n der Guter- und 
Dienstleistungsproduktion (1 0, S. 6; S. 4) aber auch der stei­
gende Facharbeiterbedarf angesichts der Rohstoffverknap­
pung Europas (7, S 40) em "hohes quallkalorisches An­
spruchsnlveau", das nur durch eme umfassende "QuallfiZie­
rungsstrategle" m1t Ausbildungen ,. v1else1tiger Verwendbar­
kelt'' zu erre1chen ist (10, S. 4, S. 24). 

Von daher gesehen haben d1e bildungspolitischen Maßnah­
men zwe1 Stoßnchtungen· e1nmal sollen d1e Jugendlichen 
gez1elt auf d1e Arbeitsaufnahme vorbere1tet werden Zum an­
deren w1rd eine arbe1tsplatzubergreifende Qualifikation an­
gesteuert. 

6. Grundlage der berufsvorbereitenden Maßnahmen sind im 
wesentlichen der "Entwurf emer Empfehlung" der Kommis­
SIOn uber "Maßnahmen zur beruflichen Vorbere1tung arbeits­
loser oder von Arbe1tslos1gke1t bedrohter Jugendlicher" vom 
9. August 1976 sow1e d1e Ratsentschließung uber "Maßnah­
men zur besseren Vorbere1tung der Jugendlichen auf das 
Berufsleben und zur Erleichterung 1hres Uberganges von der 
Schule zum Berufsleben" vom 29. November 1976. 

D1e EG sieht es hierbei als ihr wichtigstes Z1el an, "ln den 
Mitgliedsstaaten d1e Bereitstellung von M1tteln und Wegen 
zur Vermittlung einer angemessenen Berufsausbildung fur 
jugendliche Arbeitslose zu fordern" (4, S. 5). Zielgruppe der 
Empfehlung sind daher Jugendliche 1m Mlndestabgangs­
schulalter ohne qualifizierenden Schulabschluß sow1e Jung­
arbeiter ohne Berufsausbildung (4, S. 4). 

Inhaltlich soll d1e Berufsvorbereitung folgende Maßnahmen 
umfassen· 

"Verstandn1s der Grundzuge der Wirtschafts- und Sozial­
ordnung, der Sozialvers1cherungs- und Arbeitsgesetze, 
der Rollen der Unternehmensleitung und der Gewerk­
schaften, des Wesens der Arbeitswelt" etc. (4, S. 10). 

"Vert1efung und Anwendung von Grundkenntnissen w1e 
etwa mundl1cher und schriftlicher Ausdruck und elemen­
tares Rechnen sow1e d1e be1 der Arbe1t benotigte Fahig­
kell der soz1alen und gesellschaftlichen Anpassung an 
d1e Arbeitsumwelt" (4, S 10) 

"Praktisches Kennenlernen der Arbe1t entweder in einem 
Betneb oder 1m Rahmen anderer Ausbildungsmöglichkel­
ten" (4, S. 11) sowie "Erprobung von verschiedenen Ar­
beltsfeldern" (5, S 26). 

Bre1t angelegte prakt1sche Grundausbildung, die d1e Aus­
zubildenden befah1gt, emen Beruf auf dem gewahlten Ge­
biet einzuschlagen und zu emem spateren Zeltpunkt an 
e1ner wellerfuhrenden Ausbildung teilzunehmen" (4, S. 11 ). 

"Ausbildung der Jugendlichen mit folgenden alternativen 
Z1elen unter Berucksichtigung 1hrer Le1stungsfah1gkell: 
Facharbeiterqual1flkal1on, Fachausbildung unterhalb der 
Facharbe1terprufung oder Forderung 1n beschutzenden 
Werkstatten" fur behmderte Jugendliche (5, S. 26). 

Die padagogischen Voraussetzungen der berufsvorbereiten­
den Maßnahmen werden wie folgt umr1ssen · 

Emschlag1ge Methoden und Verfahren, die seit dem zwei­
ten Weltkneg auf dem Geb1et der Erwachsenenbildung 
entw1ckelt worden smd, sollen be1 der vorgeschlagenen 

"Berufsvorbere1tung 1n emen fur junge Erwachsene geeig­
neten Rahmen gestellt und we1tgehend auf ihre prakti­
schen Bedurfnisse abgestellt werden" (E, S. 6). 

Entwicklung berufsvorbereitender Curricula und Bildungs­
gange auf allen Stufen der allgemeinen und beruflichen 
B1ldung sow1e Förderung der "Annaherung d1eser be1den 
Bildungsbereiche" (6, S. 3). 

Aus- und Fortbildung von Lehrkratten fur den berufsvor­
bereitenden Unterricht und d1e Berufsberatung der Ju­
gendlichen (6, S. 3). 

Durchfuhrung von "Ausblidungsversuchsprogrammen" in 
den Berufsbildungszentren der Lander (7, S 17). 

Zur organisatorischen Durchfuhrung der Maßnahmen werden 
folgende Empfehlungen gegeben: 

Freistellung der Jugendlichen von der Arbeit fur eine "an­
gemessene Frist ... , dam1t s1e so 1n d1e Lage versetzt 
werden, 1hren Arbeitsplatz zu behalten oder emen neuen 
zu fmden" (4, S. 12). 

Zahlung emes kostendeckenden Unterhaltsgeldes, das 
mindestens so hoch ist w1e das "dem betreffenden Ju­
gendlichen zustehende Arbeitslosengeld" (4, S. 12). 

Errichtung uberbetnebl1cher Berufsausbildungsstätten 
(5, S. 26) sowie Nutzung aller vorhandenen Ausbildungs­
moglichkelten unter Einschaltung der Sozialpartner zur 
Durchfuhrung der beruflichen Vorbereitung (4, S 11 ). 

Welche Maßnahmen 1n welcher Form durchgefutirt werden, 
ble1bt der ln1t1at1ve der e1nzelnen Lander uberlassen Von 
der EG werden auf der Ebene der Kooperat1on, Information 
und Datenerhebung flankierende Maßnahmen zu den einzel­
staatlichen ln1tial1ven ergnffen So sollen in erster Linie Mo­
dellvorhaben, Untersuchungen und Ber1chte u. a zu folgen­
den Schwerpunktthemen durchgefuhrt werden: 

Allgemeine berufsbezogene "Ausbildungsbedurfnisse" 
deqen1gen Jugendlichen, "d1e von der Schule abgehen 
und Schw1engke1ten haben, emen Arbeitsplatz zu fmden 
und zu behalten" (6, S. 4). 

"Untersuchung der unter Jugendlichen weit verbreiteten 
geringen Motivation fur Bildung und Erwerbstallgke1t" 
(6, S. 4) sow1e der Einfluß der Massenmedien auf diese 
Einstellungshaltung (8, S. 16). 

"Erfahrung der Mitgliedsstaaten 1n bezug auf d1e Star­
kung der koordm1erten Planung der Bildungspolitik und 
der Pol1t1k in anderen Bereichen 1n benachteiligten Ge­
bieten der Gememschaft" (6, S. 5). 

"Bestehende und geplante bildungspolitische Bedingun­
gen und Maßnahmen, die es den Jugendlichen gestat­
ten, unmittelbar nach der Pflichtschulzelt zur Weiterbli­
dung 1n das Bildungssystem zuruckzukehren" (6, S. 5). 

Daruber hmaus soll das Statistische Amt der EG Leitlinien 
fur den Vergle1ch vorhandener stat1sl1scher Daten erarbei­
ten und regelmaß1g uber d1e Lage in den M1tgl1edslandern 
berichten (6, S. 6). 

7 Parallel zu der Empfehlung, die Maßnahmen zur "Berufs­
vorbereitung" zu intensivieren, schlagt die EG zur langer­
fnstlgen Bekampfung der Jugendarbeitslosigkeit eme "Brei­
tenausbildung m1t arbeitsplatzubergre1fenden QualifikatiO­
nen" vor (vgl. dazu 10, S. 10), w1e sie vor allem in dem Dis­
kussionspapier des Europaischen Zentrums fur d1e Forde­
rung der Berufsbildung "Zum Zusammenhang zwischen be­
ruflicher Qual1f1kat1on und Jugendarbeitslosigkeit" auf der 
Konferenz in Zandvoort im Dezember 1976 gefordert w1rd. 

Es wird dabei an eine qualifizierte Fachbildung gedacht, 
die n1cht bloß einzelne spezielle Fertigkeiten vermitteln, son­
dern Spezialberufe zu "polyvalenten Sockelqual1fikationen" 
zusammenfassen (10, S. 20) und d1e berufliche Befah1gung 
msgesamt erhohen soll (11, S. 39). Diese Vorstellungen von 
emem bre1ten Angebot emer weder einse1t1g schulisch aus­
gerichteten noch emse1t1g betnebsgebundenen qualif1z1erten 
Fachbildung werden von der EG noch als "offene Frage" 
und "ungelostes Problem" apostrophiert, die nur durch ,.neue 
Formen kooperativer Tragerschaft" von Arbeitgebern, Arbeit­
nehmern und offentl1cher Verwaltung "unter Zurückstellung 
1deolog1scher und machtpol1t1scher Erwagungen" zu realisie­
ren s1nd (1 0, S. 20 f ). 
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Von daher werden dann folgende "Konsequenzen fur Ge­
meinschaftliche Anstrengungen" auf dem Geb1et der beruf­
lichen Bildung gezogen 

fur Lander mit uberwiegend schuliSCher Berufsausbildung. 

Maßnahmen "zur starkeren Verzahnung der schulgebun­
denen Ausbildung m1t den Produktions- und Arbeitsbe­
dingungen der Betriebe" (10, S. 22) sowie zur "Einbezie­
hung produktiver Arbeiten 1n den Ausbildungsplan der 
beruflichen Schulen" (10, S. 22). 

flir Länder mit vorwiegend betneblicher Ausbildung: 

"Maßnahmen zur Entkoppelung des Berufsbildungsange­
bots von teilweise rigiden, durch konjunkturelle Einflusse 
verschärften Arbe1tsmarktbedmgungen 1n den verschiede­
nen Reg1onen, Branchen und Berufsfeldern" (1 0, S. 22). 

"Maßnahmen der engeren Verknlipfung zwischen Berufs­
bildung und Allgemeinbildung 1m Rahmen des offent­
liehen Schulwesens" (10, S. 23). 

auf Gemeinschaftsebene durch das EG-Berufsbildungszen­
trum: 

Knt1sche Analysen und vergleichende Untersuchungen der 
Entwicklung in den Landern (10, S. 23) sowie Koordinie­
rung der Arbeit der Berufsbildungszentren der Lander 
"auch in Bezug auf d1e Erstellung der Berufsbilder sowie 
eines emheitlichen Ausbildungsmaterials" (7, S. 19). 

Vorschlage und Empfehlungen, "mit deren Hilfe die ver­
schiedenen Lander und d1e EG insgesamt von den in 
den einzelnen Ländern gemachten Erfahrungen profitie­
ren können" (10, S. 24). 

Schließlich soll noch die Magliehkeil gepruft werden, "eine 
Kampagne zur Bekampfung des 1n allen Landern zu bemer­
kenden beruflichen Analphabetismus 1n d1e Wege zu lei­
ten", deren Strategie und Z1elr1chtung mit den Beteiligten 
noch zu diskutieren ist (10, S 24). 

Schlußfolgerungen 

Die von der EG empfohlenen Maßnahmen zur Bekampfung 
der Jugendarbeitslosigkeit, d1e oben 1n ihren wesentlichen 
Punkten dargestellt wurden, zielen auf bildungspolitischer 
Ebene 1n 1hrer Gesamtheit auf em gestuftes Bildungsangebot 
zum Erwerb beruflicher Grundkenntnisse bzw. -fertigkeiten 
ab, das von der Vermittlung von Mmlmalqualiflkat1onen bis 
zur "Breitenausbildung m1t arbeitsplatzubergreifenden Qua­
lifikationen" re1cht. 

- Bedenklich ersche1nt dabei, daß em wesentlicher Teil der 
Berufsvorbereitungsmaßnahmen d1e soz1ale und gesellschaft­
liche Integration der Jugendlichen zum Z1el hat und bei 
1hnen ohne we1teres e1n Verstandn1s fur die bestehenden 
Wirtschafts- und Soz1alverhaltnisse, d1e Rollenverteilung zwi­
schen den Sozialpartnern und die gegenwartigen Arbeits­
bedingungen voraussetzt, ohne deren Folgewirkungen gerade 
fur die jugendlichen Arbeitslosen selbst knt1sch zu hinter­
fragen. 

- Offen ble1bt auch d1e Frage, ob die vorgeschlagene Grund­
ausbildung gle1chze1tig und notwendigerweise auch e1ne dar­
auf aufbauende Fachbildung miteinschließt Manches spricht 
gegen eine solche Annahme. So w1rd zwar von emer Befahl­
gung zu einer welterfuhrenden QualifiZierung in emem Fach­
arbeiter- oder Handwerkerberuf gesprochen (4, S. 8, 11) und 
eme kurzfnstige Spezialqualifikation als unrealiStisch verwor­
fen (10, S. 18 f.). An kemer Stelle w1rd jedoch expl1z1t auf d1e 
Möglichkeit eines Überganges von e1ner Ausbildungsstufe zur 
anderen verw1esen. Im Gegenteil wird als eme magliehe 
Alternative ein Zusatzprogramm empfohlen, das von der 
Facharbeiterqualifikation b1s "hmunter" zur Behindertenaus­
bildung unter "Beruckslchtlgung der Le1stungsfahigkeit" der 
verschiedenen "Kategorien" von Jugendlichen re1cht (5, S 26) 
und so bestehende und kunftige Ausbildungsunterschiede 
noch segmentieren kann. 

- Schließlich erscheint es auch zweifelhaft, zummdest 1st 
dies empinsch noch an ke1ner Stelle ausgew1esen worden, 
daß die gegenwärtige und kunft1ge Wirtschaftsentwicklung 
tatsachlich emen so hohen Bedarf an qual1fiz1erten Fach­
kratten hat, w1e dies angenommen w1rd, da andererseits 
Rationalisierungsmaßnahmen und em differenziertes Ausbil-

dungsangebat unterhalb der Facharbeiterebene se1tens der 
lndustne auf eine großtenteils nur m1t beruflichen Grund­
kenntnissen versehene Arbeiterschaft abheben. Vielmehr be­
steht die Gefahr, daß durch die n1cht näher gekennzeichne­
ten "polyvalenten Sockelqualiflkatlonen" gerade jene empi­
nsch bereits zuverlassig nachgewiesene Tendenz der Ent­
wertung der Facharbeiterqualifikationen im Ausbildungsbe­
reich verstarkt und festgeschneben wird. 

- Nicht zuletzt muß mit Besorgnis festgestellt werden, daß 
das Problem der Jugendarbeitslosigkeit, w1e es s1ch 1n den 
empfohlenen Maßnahmen msgesamt darstellt, ausschließlich 
unter marktpolitischen Gesichtspunkten abgehandelt und ein­
geordnet wird. So werden die Jugendlichen immer w1eder 
einer generellen "Arbe1tsallergie" bezichtigt (8, S. 13 f.) und 
ihnen besonders ein "Widerwillen.. gegen schmutzige, un­
angenehme und mühsame Arbeiten" unterstellt (1, S. 13), was 
zu der Forderung nach einer schleunigst 1n Gang zu setzen­
den Motivations- und Einstellungsforschung fuhrt (s. S 6), um 
auf d1ese We1se d1e Jugendlichen fur eben diese "unacht­
baren" Arbeiten (8, S. 16) besser prapaneren und "ködern" 
zu können (s. S. 3, P. 5). Auch eine qualifizierte Berufsaus­
bildung w1rd vorrangig unter dem Aspekt der Wirtschaftlichen 
Verwertbarkelt und sozialen Sicherung gesehen, wodurch 
"Investitionen 1n Jugendliche" langfnst1g erst smnvoll er­
schemen und zu folgendem Vergleich Anlaß geben: "Unser 
Rohstoff ist d1e Qualifikation unserer Arbeitnehmer .. Unser 
Öl 1st die Qualif1kat1on unserer Facharbeiter und Angestell­
ten. Um d1eses Öl zu fordern, brauchen wir jedoch hohe In­
vestitionen, um die dafur notwend1gen Anlagen und Einrich­
tungen bauen zu können und zusatzl1ches Lehrpersonal be­
reitzustellen" (10, S. 4). Vergessen scheinen nun die Reform­
vorstellungen der EG zu se1n, w1e s1e noch 1971 1n der 
Ratsentschließung zur Berufsausbildung durch die Forderung 
zum Ausdruck gekommen waren, unter Anwendung modern­
ster padagog1scher Forschungs- und Ausbildungsmethoden 
"d1e Entwicklung der Unterrichtssysteme. besser an d1e 
Wünsche und Fi:!h1gkelten der Arbeitnehmer unter Beruck­
Sichtlgung der bestehenden Arbeitsmöglichkelten anzupas­
sen" (9, S. 6). 

Anges1chts der möglichen negat1ven lmpllkat1onen der Maß­
nahmen nehmen s1ch 1hre Vorzuge vergle1chswe1se mager 
da'zu aus· 

- Trotzdem smd speziell fur den bildungspolitischen Bereich 
d1e gemeinsam geplanten Aktionen w1e gegense1t1ge Kon­
sultationen, d1e gemeinsame Nutzung bestehender Gemein­
schaftseinrichtungen (6, S. 3, 6) sow1e ein penod1scher Infor­
mations- und Erfahrungsaustausch zur "Verbesserung der 
Korrespondenz der Bildungssysteme" (3, S. 2 f.) durchaus zu 
befurworten. 

- Sinnvoll erscheinen auch Dokumentation, Datensammlung 
und statiStischer Vergleich durch das Statistische Amt der 
EG sowie vor allem die koord1n1erende, vergleichende und 
analysierende Tat1gkeit des EG-Berufsbildungszentrums 

- Als eine ebenfalls nutzliehe Aufgabe s1nd d1e geplanten 
Untersuchungen zu Schwerpunkten der Beschaftigungs- und 
Bildungspolitik anzusehen, wie s1e bere1ts 1n der verglei­
chenden Datenanalyse der gegenwartigen Entwicklung der 
Jugendarbeitslosigkeit (8) sow1e der Expertenprognose zur 
Beschaft1gungslage der EG bis 1980 (11) vorliegen 

Alles 1n allem stellt s1ch d1e EG auf dem spezifischen Feld 
der Jugendarbeitslosigkeit als eme "Akt1onsplattform" (8, S 
17) dar, von der aus zwar mehr oder minder wirksame Maß­
nahmen zur Bewaltigung d1eses Problems vorgeschlagen 
werden. Es muß jedoch festgestellt werden, daß diese Maß­
nahmen hinsichtlich ihrer Auswirkung auf d1e gegenwärt1ge 
Lage und zukunft1ge Berufsperspektive der betroffenen Ju­
gendlichen durchaus als amb1valent anzusehen sind 

Quellen: 

1 Maßnahmen zur Vemngerung der Jugendarbe1tslos1gke1t (Arbeits­
dokument der Dienststellen der KommiSSIOn) SEK (75) 1706 Brus­
sel Komm1ss1on der EG. 6 Ma1 1975 24 S 

E1ne Gememschaftsstrateg1e fur Vollbeschaft1gung und Stabll1tat 
SEK (76) 1400 Brussel KommiSSIOn der EG. 31 Marz 1976 22 S 

Entschließung des Rates und der 1m Rat vere1n1gten Mm1ster !ur 
Bildungswesen vom 9 Februar 1976 m1t e1nem Aktionsprogramm 
1m B1ldungsbere1ch ln Amtsblatt der Europa1schen Gemeinschaf­
ten. Nr C 38. S 1-5 (19 2 76) 
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4 Entwurf e1ner Empfehlung der KommiSSIOn Maßnahmen zur be­
ruflichen Vorbereitung arbe1tsloser oder von Arbe1tslos1gke1t be­
drohter Jugendlicher K (76) 1207/3 Brussel: KommiSSIOn der EG, 
9 August 1976 13 S 

5. Entschließung zum Entwurf e1ner Empfehlung der Kommiss1on der 
Europa1schen Gemeinschaften an d1e M1tgl1edsstaaten über Maß­
nahmen zur beruflichen Vorbereitung arbeitsloser oder von Ar­
be•tslos•gke•t bedrohter Jugendl•cher PE 46 734 o 0 : Europa1sches 
Parlament. 18 11 76 3 S 

6 Entschließung des Rates und der 1m Rat vere1mgten M1n1ster fur 
Bildungswesen vom 29 November 1976 m1t Maßnahmen zur besse­
ren Vorbereitung der Jugendlichen auf das Berufsleben und zur 
Erleichterung 1hres Ubergangs von der Schule zum Berufsleben 
(Anlage). 1348 d/76 (Presse 150) 11 o 0 · Mm1sterrat der EG. 
2911767S 

7 Stellungnahme des und Sozialausschusses zum Thema 
.. Pnontare Aktionen, d1e zugunsten JUgendlicher, we1bl•cher und 
alterer arbeitsloser Arbeitnehmer sow1e zur W1ederemgl1ederung 
we1bi1Cher Arbe1tnehmer 1ns Erwerbsleben vogesehen werden soll­
ten" Doss1er SOZ/18 Brussel Wirtschafts- und Sozialausschuß der 
EG 25 November 1976 55 S 

8 Beschaftigung der Jugendlichen. AufzeiChnung der Kommissions­
dienststellen Dok V/1228/76 - D. Orig .. E Brussel: Kommission 
der Europa1schen Gememschaften, 15 November 1976. 31 S 

9 Allgememe Le1tl1nien zur Ausarbeitung emes gemeinschaftlichen 
Tat1gke1tsprogramms auf dem Gebiet der Berufsausbildung. (Vom 
Rat auf der 162. Tagung am 26. Jul1 1971 angenommen) ln: Amts­
blatt der Europa1schen Gemeinschaften Nr. C 81, S 5-10 (12. 8 71) 

10 Zum Zusammenhang zw1schen beruflicher Oual1f1kation und Ju­
gendarbe•tsloslgkelt. (Entwurf emes D1skussionspap1ers, vorgelegt 
zur Konferenz m Zandvoort uber Jugendarbe1tslos•gke1t und Be­
rufsbildung von Burkart Sellm, Nov. 1976) Zandvoort. Europa1sches 
Zentrum fur die Forderung der Berufsbildung 13-15 Dezember 
1976. 26 S. 

11. Beschaft1gungsperspekt1ven 1n der Gemeinschaft b1s 1980. (Bericht 
e1ner Arbeitsgruppe unabhang1ger Sachverstand•ger). V/699/76-D. 
Brussel: KommiSSIOn der EG, Juli 1976. 74 S . 

12 Beschluß des Rates vom 22. Juli 1975 uber die Beteiligung des 
Europa1schen Sozialfonds an Maßnahmen zugunsten von Personen, 
d1e von der schwiengen Arbeitsmarktlage betroffen smd. in· Amts­
blatt der Europa1schen Gememschaften, Nr. L 199, S 36. (30. 7. 75). 

UMSCHAU 

"Berufliche Bildung in Forschung und Praxis -
Probleme und Lösungsansätze" 

Unter diesem Thema veranstaltet das Bundesmstitut fur Be­
rufsbtldung vom 7.-9. September dteses Jahres in der 
Kongreßhalle Berltn eme Fachtagung, d1e sich m1t den 
aktuellen und grundsatzliehen Fragen der beruflichen Bil­
dung auseinandersetzen wtrd. 

Die trad1t1onell unterbewertete berufliche Bildung steht seit 
wenigen Jahren 1m Zentrum des bildungspolitischen Interes­
ses. Nicht zuletzt die vom Staat getragene Berufsbildungs­
forschung hat dazu beigetragen, dte Aufmerksamkelt der 
gesellschaftlichen Gruppen gegenuber den Problemen der 
beruflichen Btldung zu verstarken. ln uber sechsJahnger Ar­
bett haben die Mitarbeiter des ehemaltgen Bundesmstituts 
fur Berufsbtldungsforschung, das 1m September 1976 1m 
Bundesinstitut fur Berufsbildung aufgmg, die JUnge D1sziplin 
der Berufsbildungsforschung aufgebaut. Zusammen mit der 
Berufsbildungspraxis und tn gememsamer Anstrengung m1t 
Bund und Landern s1nd auf zahlreichen Gebieten der Be­
rufsbtldung neue Erkenntntsse, Lösungsvorschlage, didakti­
sche und methodische Hilfen vorgelegt worden. Es bedarf 
nunmehr einer knt1schen Analyse und Bewertung der bis­
hengen Akt1v1taten zur Reform der beruflichen Bildung. Der 
Maßstab fur d1e Arbe1t in der Berufsbildungsforschung 1st vor 
allem anderen 1hr Nutzen fur die Verbesserung der Berufs­
ausbildung tn Betneb und Berufsschule, ihre konkrete Hilfe 
fur die Ausbildung Junger Menschen. 

Dte Fachtagung 77 des Bundesinstituts fur Berufsbildung 
versteht s1ch als em Forum fur Ausbtlder, Berufsschullehrer, 
Bildungsplaner und Vertreter der gesellschaftlichen Gruppen, 
die an der Berufsausbildung beteiligt sind. Gegen Ende 
eines drei)ahrigen Forschungsprogramms sollen die Ergeb-

nisse vorgestellt und diskutiert sowie Hinweise aus der 
Praxis für die Gestaltung des zukünftigen Forschungspro­
gramms gewonnen werden. 

Orientiert an den Bedürfnissen der Berufsausbildung in Be­
trieb und Berufsschule, soll dte Fachtagung 77 fur dte Wei­
terentwicklung des beruflichen Bildungssystems Impulse 
setzen. 

Dte der Fachtagung angegliederte Ausstellung wird über 
Analysen und Probleme der beruflichen Bildung sowie uber 
ausgewahlte Forschungs- und Entwicklungsprojekte des Bun­
desinstituts für Berufsbildung Auskunft geben. 

ln den sechs Tagungsbereichen 

Ausbildungsplatzsituation - Ursachen, Folgen, Maßnah­
men 

Modellversuche - ein Instrument für Innovation im be­
ruflichen Bildungswesen 

Ordnung der beruflichen Erstausbildung - Gemein­
schaftsaufgabe von Bund, Landern, Wtrtschaft und Wis­
senschaft 

Berufliche Weiterbildung - Forschungsansatze im Span­
nungsfeld von Bildungspolitik und Bildungspraxis 

Medien in der Berufsausbildung 

Wie kann Fernunterricht zur Verbesserung der beruflichen 
Bildung beitragen? 

werden Arbeitsgruppen Beiträge zu verschiedenen Aspekten 
der vorgegebenen Themenstellungen erarbeiten. 

Es ist beabsichtigt, in dieser Zeltschrift uber Ergebnisse der 
Tagung zu benchten. 

REZENSION 

Gerhard P. Bunk, Reinhard Zedler: Das 
Berufsgrundbildungsjahr - Konzepte, 
Versuche, Ergebnisse ( = Beiträge zur 
Gesellschafts- und Bildungspolitik des 
Instituts der deutschen Wirtschaft, Heft 
1 0) Deutscher Instituts-Verlag GmbH, 
Köln 1976, 60 5., DM 9,80. 

dungsstatten pladteren dte Autoren fur 
emen verstarkten Ausbau des Berufs­
grundbildungsjahres im dualen System; 
dies wurde gerade 1m Htnbllck auf die 
kommenden geburtenstarken Jahrgan­
ge auch bedeuten, potentteile Kapazt­
taten in der Wirtschaft zu nutzen. 

zelbetriebliche Entschetdung, Ausbil­
dungsverhaltnisse uberhaupt, in be­
stimmter Form - z. B. als kooperatives 
Berufsgrundbildungsjahr - oder in be­
stimmter Zahl einzugehen, so lange es 
keine Ausbildungsverpflichtung g1bt, 
dem staatlichen Zugriff entzogen. Eben­
sowenig können ein Wirtschaftsverband 
oder etne Kammer ihre Mitglieder recht­
lich bindend zur Ausbildung verpflich­
ten. Diesen Gegebenheiten muß die 
staatliche Bildungspolitik auch im Hin­
bltcl< auf den weiteren Ausbau des Be­
rufsgrundbtldungs)ahres Rechnung tra­
gen. 

Die bildungspolitische Diskussion um 
das Berufsgrundbtldungs)ahr ist seit 
dem Erlaß der Berufsgrundbildungs­
Jahr-Anrechnungsverordnung 1m Jul1 
1972 n1cht zur Ruhe gekommen. Dte Ar­
bett von Bunk und Zedler gilt der Fra­
ge: schulisches Berufsgrundbildungs­
jahr oder Berufsgrundbildungs)ahr im 
dualen System in kooperattver Form? 
Unter Verwels auf die Modellversuche 
zum kooperativen BGJ vorw1egend in 
Belneben der Großtndustrie sowie in 
mehreren uberbetrieblichen Ausbil-

D1eser Vorschlag bzw. diese Forderung 
scheint Jedoch wenig geeignet, gang­
bare Lösungswege aus den bestehen­
den Schwierigkeiten hinaus aufzuzei­
gen, denn wesentliche faktische Gege­
benheiten und vor allem die rechtlich­
normativen Grundpnnztpien des dualen 
System ble1ben dabei außer Betracht: 
die regional ungleichmaßige Verteilung 
von (Ausbildungs-)Betrieben, erst recht 
von industnellen Großbetrieben, und 
die Vertragsfreiheit der Betriebe - wie 
auch der Ausbildungssuchenden. 
Dort, wo kein betriebliches Angebot be­
steht, kann der Staat etn schulisches 
Angebot schaffen. Jedoch ist die ein-

Im übrigen erscheint es ungeklärt, ob 
das Angebot emiger Wirtschaftsverban­
de, z. B. Gesamtmetall, zur verstärkten 
Einrichtung eines kooperativen Berufs­
grundbildungsjahres nicht faktisch le­
diglich eine Umwandlung bereits beste­
hender Ausbildungsplatze bedeuten 
würde, womit das vorhandene Ausbil-


